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Angebot. Verband schweiz. Konsumvereine (V. 5. R.) 


joe Tochter, seit mehreren Jahren als I. Verkäuferin in einem ü 
grösseren Konsumverein tätig, wünscht nach ihrer Verehe- B chd cke & 

lichung im nächsten Frühjahr die Stelle zu verändern, um ge- U ge r ! 
meinsam mit ihrem Ehemann eine grössere Filiale oder ein 


Konsumdepot in der deutschen Schweiz zu übernehmen. Kau- . E 
tion kann geleistet werden. Referenzen stehen zu Diensten. Wir empfehlen uns zur Anfertigung von 


nn NEW. O.284 an den Verband schweiz. Briefbogen und Couverts 
Memorandum, Sigungs- 
karten, Einkaufsbüchlein 


Prompte und gute Ausführung aller Aufträge 


Stelle gesucht. Junger, tüchtiger, solider, verheirateter Mann, | 
der schon eine solche Stelle mit Erfolg betrieben hat, sucht 
Stelle als erster Bäcker. Zeugnisse stehen zu Diensten. — 
Offerten unter Chiffre S. 2315 Y an Publicitas A.-G., Solothurn. 


jeweilen spätestens bis Mittwoch mittags 


| 
nserate für den Stellenanzeiger müssen 
12 Uhr im Besitze der Redaktion sein. 


Schweizerische Volksfürsorge 


Volksversicherung auf Gegenseitigkeit 


(Durch Bundesratsbeschluss zum Geschäftsbetrieb ermächtigt) 


Wir empfehlen uns den Genossenschaftern und ihren Familienangehörigen zum 


Abschluss von Lebensversicherungen 


nach 


TARIF 1, mit ärztlicher Untersuchung, für Versicherungssummen von Fr. 500jbis 10,000 
TARIF 2, ohne ärztliche Untersuchung, für Versicherungssummen von Fr. 100 bis 5,000 
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Die Versicherungssumme wird fällig beim Günstige Bedingungen: Versicherungen, für 
Tode der versicherten Person, spätestens welche die Prämie nicht mehr entrichtet 
jedoch bei Erreichung eines bestimmten wird, sind schon nach zweijähr. Bestehen 
Altersjahres. rückkaufsfähig oder in prämienfreie Ver- 

Billige Prämien: Dieselben können jährlich, sicherungen umwandelbar. 
vierteljährlich oder monatlich entrichtet Rechnungsüberschüsse werden ausschliess- 
werden. lich zugunsten der Versicherten verwendet. 


Prospekte usw. sind bei der Verwaltung (Tellstrasse 58, Basel) u. bei den Agenturen erhältlich. 
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Umsatz November 1918. 


Warenabgabe durch Arbeitgeber 
und „wilde“ Verbraucherorganisationen. 


Sch. Als eine auch für unsere Bewegung un- 
liebsame Kriegsfolge neben allen übrigen durch den 
Krieg hervorgerufenen materiellen und moralischen 
Schädigungen ist das Umsichgreifen zweier neuer 
— cder eher nur in Vergessenheit geratener — 
Arten der Warenbeschaffung, nämlich einerseits 
durch Arbeitgeber, meistens Fabrikbesitzer, ander- 
seits durch ad hoc gebildete neue Verbraucher- 
organisationen. 

Im Gefolge der eingetretenen und stets zu- 
nehmenden Teuerung haben sich Unternehmer 
mit einer grösseren Zahl Arbeiter veranlasst ge- 
sehen, Waren aller Art en gros einzukaufen und zum 
Einstandspreis oder annähernd zum Einstandspreis 
an ihre Arbeiter abzugeben. In der heutigen Zeit des 
allgemeinen Warenmangels hat diese Art der Waren- 
vermittlung, nach den Klagen der Profithändler und 
auch nach den Mitteilungen einzelner unserer Kon- 
sumverwalter zu schliessen, schon einen grossen 
Umfang angenommen; der Wert der so vermittelten 
Waren soll in die Millionen gehen, und viele Arbeiter, 


die in Friedenszeiten ängstlich auf die Wahrung 
ihrer ökonomischen Unabhängigkeit, speziell in der 
Deckung ihres Lebensbedarfes, gegenüber dem 
Arbeitgeber bedacht waren, haben unter dem Drucke 
der Not ihre Bedenken zurückgestellt und sind gute 
Warenkunden ihres Arbeitgebers geworden. Da- 
durch werden natürlich die Umsätze sowohl unserer 
Konsumvereine wie der Profithändler beeinträchtigt, 
und letztere haben — wie das ja ihre Art ist, gegen 
alles, was ihren Profit beeinträchtigt, sofort nach 
dem Büttel zu rufen — in ihrer Berner Tagung vom 
3. Oktober gegen diesen Fabrikantenhandel staat- 
liche Repressivmassnahmen verlangt. 

Unsere, auf dem Boden der Freiwilligkeit auf- 
gebaute Bewegung verschmäht auch hier die An- 
wendung jedes Zwanges, und muss sich darauf 
beschränken, den organisierten Konsumenten, die 
zugunsten des Fabrikantenladens ihr abtrünnig ge- 
worden sind, ins Gewissen zu reden und an deren 
genossenschaftliche Einsicht und Schulung zu appel- 
lieren. Wer die konsumgenossenschaftliche Organi- 
sation als das beste Mittel zur Beseitigung des 
privaten Unternehmergewinns, zur allmählichen 
Umgestaltung der heutigen Profitwirtschaft kennen 
gelernt hat, muss die Warenvermittlung durch pri- 
vate Arbeitgeber als einen sozial schädlich wir- 


—y 


— 
des Verbandes schweiz. Konsum- 


vereine (V.S.K.) betrug im Monat 

November 1918 Fr. 9,064,286. 51. — 
Die Zunahme gegenüber dem Monat 
November 1917 beträgt demnach Fr. 298,386.98 oder 3,4%. 
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kenden Rückfall in längst vergessen geglaubte 
Unsitten nicht zu befördern, sondern zu bekämpfen 
suchen, und letzteres kann jeder Arbeiter für sich 
individuell, indem er nach dem Grundsatz «timeo 
Danaos, et dona ferentis» keine Waren vom Arbeit- 
geber bezieht, sondern solche zurückweist wie die 
Trojaner das hölzerne Pferd der Danaer hätten 
zurückweisen sollen. Die Arbeiter können es jedoch 
auch durch kollektives Vorgehen, indem sie durch 
ihre Gewerkschaften die Unterlassung solcher, nur 
momentane Vorteile bietender, im Effekt jedoch die 
Arbeitnehmer schädigenden Vermittlungsmethoden 
zu erreichen suchen. 

Unsere Informationen erlauben uns nicht, anzu- 
nehmen, dass die hier in Betracht kommenden Ar- 
beitgeber bei dieser Warenvermittlung unzulässige 
Zuschläge erheben oder einen Druck auf den Ar- 
beiter zum Bezug der Waren ausüben, sonst würde 
es sich um das gesetzlich verbotene «Truck» - 
System handeln, das in den letzten Jahren beinahe 
überall in der Kulturwelt verschwunden ist. In 
Frankreich sind die sogenannten «Economats» erst 
vor einigen Jahren durch Gesetz abgeschafft worden. 
Leider hat der Krieg hier wieder einen Rückschritt 
gebracht, indem speziell in den kriegführenden 
Ländern die Rüstungsindustrien aus Selbsterhal- 
tungstrieb — nicht etwa vorwiegend aus persön- 
licher Rücksicht für die Arbeiter — dazu übergingen, 
teils auf geräden, teils auf den krummen Wegen des 
Schleichhandels ihrem Personal Lebensmittel aller 
Art zu verschaffen, um solche für die schwere Arbeit 
leistungsfähiger zu halten. Die unhaltbaren Ernäh- 
rungsverhältnisse in verschiedenen kriegführenden 
Ländern sind zum grössten Teil auf die Preisüber- 
bietungen auf offenem und geheimem Markte durch 
diese Fabrikkantinen und Fabrikläden zurückzu- 
führen, und auch in der Schweiz sind, wie wir in 
unseren Ausführungen zur Konzessionsfrage ge- 
schildert haben, diese Fabrikhandelsbetriebe an den 
festgestellten Preistreibereien nicht ganz unbeteiligt. 
Wir haben über diese Frage auf der vierten Seite 
des «Genossenschaftlichen Volksblattes» des Ver- 
bandsvereins in Töss von Herrn Verwalter Grob 
verfasste Ausführungen gelesen, die wir auszugs- 
weise nachstehend reproduzieren, da uns solche zum 
Teil den Nagel auf den Kopf zu treffen scheinen: 


«Die Lebensmittelversorgung des Fabrikpersonals der hiesigen 
Industrie-Etablissemente! 


Diese Angelegenheit gibt uns nach verschiedenen Richtungen 
hin zu denken. Vorab sei natürlich gesagt, dass uns nicht etwa 
bange ist, dass diese Neuerscheinung uns in unserm Bestehen 
wesentlich erschüttern wird. Immerhin sei auch zugegeben, 
dass diese Art Lebensmittel- und Bedarfsartikel-Versorgung uns 
gewisse Schäden zufügen kann. Sind doch unsere Einrichtungen 
und Räumlichkeiten sowie das Personal vorhanden zur Be- 
wältigung des Betriebes. Wenn nun der Umsatz so wesentlich 
‚zurückgehen müsste, so würde natürlich die Belastung eine un- 
verhältnismässig hohe gegenüber früher. Ebenso kann es uns 
Schaden bringen, indem Leute bei der Preispolitik dieser Ge- 
schäfte finden würden, wir würden unsere Produkte zu teuer 
verkaufen und unserer Bewegung deswegen den Rücken kehren. 
Noch grösser aber sind die Schäden nach unserer Ansicht, die 
den Arbeitern durch diese Art Wirtschaftsform entstanden sind 
und noch entstehen werden, wenn nicht rechtzeitig Front da- 
gegen gemacht wird. Jeder Arbeiter, der gewerkschaftlich und 
genossenschaftlich organisiert ist, weiss doch genau, oder sollte 
es wissen, warum er dies getan hat, wohl eben deswegen, dass 
er als zusammengeschlossene Kraft sich gegen die Gefahren 
des Kapitalismus wehren kann. Mit der Annahme dieser Art 
Lebensmittel- und Bedarfsartikel-Beschaffung für ihr Personal 
durch die Fabrikleitungen haben die Arbeiter einen falschen 
Zug gemacht, der nur wieder dem Unternehmer dienlich ist, 
nicht aber etwa dem Fabrikpersonal. Gerade durch das Ein- 
verständnis der Arbeiterschaft mit diesem System haben die 
Arbeiter wieder einen Teil ihrer Kraft, die sie dank des organi- 


sierten Zusammenschlusses besessen haben, wieder in die Hände 
des Kapitals zurückgegeben. Die Arbeiter hätten unbedingt 
darauf halten sollen, dass ihnen ihre Lohnforderungen bewilligt 
worden wären, damit sie dann selbst hätten die zum Leben not- 
wendigen Produkte kaufen können, wo ihnen beliebt hätte. Die 
Unternehmer setzen jetzt viel lieber vielleicht 2—3 Millionen 
Franken mehr zu bei diesem Lebensmittelhandel, als dass sie 
sich mit der Gewährung von höheren Löhnen an ihr Personal 
hätten auferladen müssen.» 


Auch in der Genossenschaftspresse des krieg- 
führenden Auslandes beschäftigt man sich mit diesem 
Rückfall ins Trucksystem, das im Ausland anschei- 
nend auch zu direkter Schädigung der Arbeiter 
geführt hat, wie wir unter Anführung genauer Be- 
lege einem österreichischen Genossenschaftsblatt 
entnehmen konnten. 

Wir wollen hoffen, dass bei Annäherung der 
Friedenszeiten dieser Fabrikhandel so schnell wieder 
verschwindet, wie er gekommen ist, ohne dass es 
weiteren Eingreifens seitens anderer Instanzen be- 
dürfte. 

Eine Einrichtung, die dagegen nicht erst im 
Kriege entstanden ist, in demselben jedoch gestärkt 
worden ist und die den Krieg wahrscheinlich über- 
dauern wird, sind die «wilden» Verbraucher- 
organisationen. Es sind in der Regel keine Millio- 
näre, sondern auch Mitbürger, die auf jeden Rappen 
sehen müssen, die oft die Preise nicht nur im Spe- 
ziererladen, sondern auch im eigenen Konsumverein 
zu hoch finden und glauben, durch separates eigenes 
Handeln billiger zu bestimmten Bedarfsartikeln ge- 
langen zu können, als durch Bezug beim eigenen 
Konsumverein. Gewöhnlich sind die Personen, die 
sich in solche Verbraucherorganisationen zusammen- 
schliessen, keine Konsumvereinsgegner, sondern 
meist Mitglieder von richtigen Konsumvereinen. 
Oefters haben sie als Angestellte von Transport- 
Unternehmungen und ähnlichen Anstalten einen ge- 
wissen Einblick in den Warenverkehr und können 
es meist nicht begreifen, dass der Vermittlungs- 
entgelt beim Konsumverein inklusive Rückvergütung 
und Reservedotierung 20—25% auf dem Ankaufs- 
preis erreichen kann. Sie denken, durch direkten 
Bezug beim Fabrikanten oder Grossisten oder land- 
wirtschaftlichen Produzenten billiger sich eindecken 
zu können, machen vielleicht einmal einen Versuch 
mit Briketts, Kartoffeln, Zigarren, Teigwaren oder 
Schokolade und wenn der gelingt, wird er wieder- 
holt, auf andere Branchen ausgedehnt und schliess- 
lich findet man sich, meist mit einer Anzahl engerer 
Berufskollegen, zu einer eigentlichen Organisation, 
die oft auch ins Handelsregister eingetragen wird, 
zusammen. Ein offener Laden wird nicht geführt, 
die Waren werden nur im Umfange fest vorliegender 
Bestellungen der Mitglieder bezogen, bei Ankunft 
werden die Waren sofort durch einen «Repartisten» 
verteilt oder an bestimmten Stunden und Orten 
durch die Mitglieder abgeholt, die Bestellungen 
müssen von den Mitgliedern zum voraus bezahlt 
werden und Waren können nur in grösseren 
Mengen bezogen werden; Auslagen für Angestellte, 
für Miete, Camionnage, Lagerzinsen etc. fallen alle 
weg. Kein Wunder, dass die Abgabepreise meist 
erheblich billiger sind als im Laden des Konsum- 
vereins und dass dann etwa Klagen laut werden 
über die mangelnde Leistungs- oder Konkurrenz- 
fähigkeit des Konsumvereins. Wenn sich nun trotz 
dieser billigen Bezugsweise der wilden Verbraucher- 
vereinigungen unsere Konsumvereine mit offenem 
Ladengeschäft halten können und weiter entwickeln, 
so müssen die ersteren doch auch nicht die idealste 
Lösung des Problems der richtigen Bedarfsdeckung 
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darstellen und wenn man der Sache näher geht, er- 
gibt sich eben, dass solche wilde Verbraucher- 
vereinigungen für sich allein nicht existieren können 
und dass deren Mitglieder doch für die meisten Be- 
darisartikel auf die Existenz der richtigen Konsum- 
vereine oder der Spezierergeschäfte angewiesen 
sind. Von den vielen Hunderten von Bedarfsartikeln, 
die im Haushalte gebraucht werden, lassen sich eben 
nur 1—2 Dutzend auf die erwähnte Art beziehen, 
und zwar auch nur von Personen, die über genügend 
Einkommen verfügen, um regelmässig grössere 
Mengen vorausbeziehen und -zahlen zu können; so- 
gar diese Artikel werden jeweils aushilfsweise noch 
im Ladengeschäft bezogen, wenn der eigene Vorrat 
etwa ausgegangen und die neue Sendung noch nicht 
angelangt ist. 

Eine Einwirkung auf die Aenderung unserer 
sozialen Verhältnisse ist von diesen Organisationen 
nie zu erwarten; von der Ansammlung von Re- 
serven wird Umgang genommen und das Opfer, das 
sich die Mitglieder regulärer Konsumvereine all- 
jährlich durch Zuweisung eines Teiles des Ueber- 
schusses an die Reserven zwecks Ansammlung 
sozialen Kapitals auferlegen, wird hier nicht ge- 
bracht; es sind also vorwiegend egoistische Motive, 
die hier den Zusammenschluss veranlassen, wobei 
bemerkt werden darf, dass unseres Wissens in ein- 
zelnen solcher Vereinigungen einzelnen Vorstands- 
mitgliedern ganz ansehnliche Gratifikationen, bis 
gegen 3000 Fr. pro Jahr, zufallen. 

Die Spezierer wollen natürlich diese Organisa- 
tionen auch wieder mittelst Anwendung von Zwang, 
und zwar durch Boykott solcher Fabrikanten, die 
den «wilden» Organisationen Waren liefern, aus der 
Welt schaffen, während wir auch hier von Zwangs- 
massnahmen Umgang nehmen und uns auf Belehrung 
und Appell an das Solidaritätsgefühl aller organi- 
sierten Konsumenten beschränken müssen, die 
unseres Erachtens mit der Zeit auch hier Erfolge 
erzielen wird, speziell wenn wir das eine wirk- 
same (egenmittel, über das wir trotzdem noch 
verfügen, vernünftig anwenden, nämlich die ratio- 
nelle Pflege des «M igros»-Verkehres. Es ist klar, 
dass bei gleichen Lieferungs- und Bezugsbedin- 
gungen, wie sie in diesen wilden Verbraucherorga- 
nisationen üblich sind, auch unsere Konsumvereine 
erhebliche Spesen sparen und erheblich billiger 
kaufen können, während es unseres Erachtens aus- 
geschlossen ist, dass im regulären Ladengeschäft in 
den nächsten Jahren die Spesen irgendwie reduziert 
und prozentual kleinere Zuschläge möglich sein 
werden. Alle Anzeichen sprechen für das Gegen- 
teil; speziell de Arbeit aller Art wird bedeutend 
höher bewertet werden müssen — ein Grund mehr 
dafür, möglichst arbeitsparende Methoden auch im 
Warenvertrieb herauszubilden. 

Bei richtiger Aufklärung der Konsumenten und 
richtiger, den Verhältnissen angepasster Betriebs- 
führung, wird unsere Bewegung auch mit den beiden 
hier skizzierten, uyter sich so verschiedenen Kon- 
kurrenzinstituten fertig werden können. 


Genossenschaft und Generalstreik. 


Unter diesem Titel verbreitet sich in No. 49 vom 
7. Dezember ein (::)-Korrespondent über die Frage: 
WiehatsichdieArbeiterschaftinge- 
nossenschaftlichen Betrieben wäh- 
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trend eines Generalstreiks zu ver- 
halten?, welches ganz entschiedenen Protest 
herausfordert. 

Die Korrespondenz ist eine genossenschaftliche 
Entgleisung, welche zwar materiell von Herrn 
Dr. Sch. korrigiert wurde, die aber entschieden von 
allen Freunden und Verfechtern des Genossenschafts- 
wesens verurteilt werden muss. 

Der ::-Korrespondent schreibt: «Es gelte durch 
einen geschlossenen Aufmarsch den Willen zu be- 
kunden, ob der Streik eine Demonstration politischer 
oder wirtschaftlicher Natur sei». Und an anderer 
Stelle betr. die Lohnzahlung: «Wenn dieser Stand- 
punkt den «bürgerlichen» Anhängern der Genossen- 
schaftsbewegung nicht klar ist, so ist das ihre 
Sache». 

Es scheint, dass der ::-Korrespondent bei den 
«bürgerlichen» Genossenschaftern kein logisches 
Denken und für die Bedürfnisse «der grossen Masse 
der gewerkschaftlich Organisierten und sozialdemo- 
kratischen Arbeiterschaft» ein sehr geringes Ver- 
ständnis voraussetzt. 

Schreiber dieser Zeilen steht über ein Viertel- 
jahrhundert in der Genossenschaftsbewegung, hat 
schon manchen «Kampf» mit «bürgerlichen» und 
«sozialdemokratischen» Genossenschaftern bestan- 
den, kennt die Bedürfnisse und Anschauungen aller 
Volksschichten, und gestattet sich auf Grund dieser 
Erfahrungen, den Ausführungen des ::-Korrespon- 
denten ein entschiedenes «Halt» entgegenzusetzen. 

Die Einstellung des V.S.K. in die Bestrebungen 
des Gewerkschaftsbundes ist schon wiederholt an- 
gestrebt, jedoch mit einem «Hand weg!» abgelehnt 
worden. (1905 Herisau, 1911 Frauenield.) 

Der Organisation der Angestellten und Arbeiter 
der Konsumvereine wird niemand ein Hindernis 
entgegenstellen, die persönliche politische An- 
schauung und Betätigung soll in keiner Weise an- 
getastet werden. 

Auch bei den verantwortlichen Organen wird 
ja gewöhnlich nicht nach dem politischen Glaubens- 
bekenntnis gesehen. Wo es aber um die Interessen 
der Genossenschaft geht, muss die verantwortliche 
Behörde strenge Neutralität wahren. Die 
V.K. des V.S.K. muss daher gegen den Angriff des 
::-Korrespondenten entschieden inSchutz genommen 
werden. 

Bei diesem Anlass darf auch erwähnt werden, 
dass sich die Leitungen der Berufsverbände oft un- 
nötigerweise in die Angelegenheiten einzelner Ge- 
nossenschaften mischen, was besser unterbliebe, 
und dass oft Forderungen geltend gemacht werden, 
welche für die Konkurrenzfähigkeit der betr. Unter- 
nehmungen sehr wenig Verständnis zeigen. M. 


a 


Delegiertenversammlung 
der Grosseinkauisgesellschaft dänischer 
Konsumvereine. 


Die Delegiertenversammlung der Grosseinkaufs- 
gesellschaft dänischer Konsumvereine, die am 
14. Juni 1918 in Kopenhagen stattfand, war — trotz 
aller Verkehrsschwierigkeiten — von ca. 1600 De- 
legierten der angeschlossenen Vereine besucht. 
Leider waren aus dem Ausland auch diesmal keine 
Gäste eingetroffen, dagegen waren mehrere bekannte 
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Genossenschafter Dänemarks anwesend, z. B. der 
Vorsitzende des Andelsudvalget Hr. And. Nielsen, 
Direktor der Handelsbanken Hr. J. W. Franck, Ober- 
gerichtsanwalt Otto Liebe, staatsant. Revisor Adolph 
Paulsen, die Redaktoren des Andelsbladet und Ud- 
delerbladet nebst einer langen Reihe bekannter füh- 
render Vertreter der Landwirtschaft. 

Der Vorsitzende der G.G., Herr L.Broberg, 
eröffnete die Versammlung. Die Tagesordnung um- 
fasste folgende Punkte: 


1. Bericht über die Tätigkeit der Grosseinkauis- 
gesellschaft im Jahre 1917. 

. Rechnungsbericht für das Jahr 1917. 

. Verteilung des Ueberschusses. 

. Wahl der Revisoren. 

. Bestimmung des Tagungsortes der nächsten De- 
legiertenversammlung. 


Den Bericht über die Tätigkeit der G.G. er- 
stattete Herr Direktor Broberg. Am Ende des Be- 
richtsiahres umfasste die G.G. 1574 Konsumvereine 
mit ca. 245,544 Einzelmitgliedern, welche fast eben- 
soviele Familien repräsentierten. Das Jahr 1917 war 
nicht eigentlich ein Notiahr; es legte uns aber doch 
grosse Einschränkungen auf. Da wir von der Zu- 
fuhr so gut wie abgeschnitten sind, ging der Umsatz 
der G.G. zum erstenmal etwas zurück. Leider 
dürfte es damit im laufenden Jahre noch schlimmer 
bestellt sein. Wenn wir trotzdem die einzelnen Ver- 
eine ziemlich gut versorgen konnten, erklärt sich das 
aus dem Umstand, dass wir bedeutende Lager- 
vorräte besassen. Die Aussichten für die Zukunit 
sind leider recht dunkel. 

Der Import von Kolonialwaren ging 
schon zu Anfang des Berichtsiahres ganz wesentlich 
zurück, um endlich ganz ins Stocken zu geraten. Die 
Einfuhr von Manufakturwaren liess vom 
Oktober ab stark nach. Eisenwaren konnten 
wir schliesslich nur noch aus Schweden beziehen. 
Unser Umsatz in Fahrrädern war zufrieden- 
stellend, während die Bauholzabteilung mit 
grösseren Schwierigkeiten zu rechnen hatte. Die 
Sämereiabteilung hat ihr Tätigkeitsfeld er- 
weitert, doch litt auch dieser Betrieb unter Waren- 
mangel. Die frühere Versuchsanstalt in Lyneybly 
ist kürzlich verkauft worden, doch wurde gleich- 
zeitig in Stosburge ein grösseres Grundstück er- 
worben, um hier die Betriebstätigkeit fortzuführen. 
Für unsere Fabriketablissemente war das Jahr nicht 
günstig. Der Umsatz an Kaffee ging etwas 
zurück, Zuckerwaren und Schokolade hatten 
dagegen einen etwas grösseren Umsatz zu ver- 
zeichnen. Die neugegründte Marmelade- 
fabrik verzeigt eine Produktion von 186,000 kg. 
Unsere Tabakfabrik verfügte für ihren Betrieb 
nicht über genügende Mengen von Rohtabaken. In 
Vibey wurde unsere Seilerwarenifabrik er- 
weitert, doch musste die Tätigkeit wegen man- 
gelnder Maschinen eingestellt werden. Seife und 
technische Artikel wurden in bedeutenden 
Quantitäten hergestellt, während die Margarine- 
fabrik ebenfalls ihren Betrieb einstellen musste. 
Das Personal der Margarinefabrik konnte gegen 
Ende des Jahres teilweise im Auftrage des Staats 
mit der Fabrikation von Kerzen beschäftigt werden. 
In Kolding hat die Grosseinkaufsgesellschaft eine 
kleine Fruchtkonservierungsanstalt ins 
Leben gerufen. Weitere Projekte zur Ausdehnung 


am 


unserer Eigenproduktion sind diskutiert worden, 
konnten jedoch wegen der Ungunst der Zeitverhält- 
nisse noch nicht zur Ausführung gelangen. 
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Der in den Jahren 1916 und 1917 erzielte Um- 
satz verteilt sich auf die einzelnen Warengattungen 
wie folgt: 

1917 1916 
Kolonialwaren und Kr. Kr. 
Emballage 61,368,285.32 65,816,070.18 


Manufakturwaren 8,713,451.58  7,241,961.50 
Eisenwaren 7,195,683.238  6,364,337.69 
Sämereien 3,782,859.30 4,310,753.91 
Grobe Waren, Futter- 

stoffe, Kohlen 23,714.19 244,021.23 
Bauholzabteilung 257,313.95 271,356.21 
Papierabteilung 240,479.28 261,889.52 
Verkaufsumsatz 81,581,786.85 84,510,390.74 


Der Wert der in den Eigenbetrieben der Gross- 
einkaufsgesellschaft hergestellten Warenmengen be- 
läuft sich auf folgende Summen: 


1917 1916 

Fr. Fr; 
Kaffee 3,187,510.04 3,394,342.28 
Schokolade 1,277,655.59  1,067,840.83 
Zuckerwaren 509,390.34 455,538.39 
Tabak 1,349,198.73  1,126,191.67 
Wein 557,122.76 710,767.95 
Tee 119,625.03 175,586.96 
Gewürze 525,052.84 491,310.79 
Fahrräder 773,831.48 520,732.43 
Strickereiwaren 283,631.43 324,422.75 
Seilerwaren ' 1,114,985.91 763,098.42 
Handseife 666,063.81 448,351.15 
Weiche Seife 1,301,291.27 881,281.04 
Techn.-chemische Artikel 419,838.56 334,879.77 
Senf 132,475.03 132,883.09 
Margarine 3,477,179.58 5,763,990.42 
Emballageartikel _683,132.39 _1,077,177.17 
16,377,979.79 _17,668,395.11 


Der Vorsitzende hob am Schluss seiner Be- 
richterstattung hervor, dass der Grosseinkaufsgenos- 
senschaft neue und wichtige Aufgaben harren. Seine 
Ausführungen wurden ergänzt von den Herren 
Direktoren Fr. Nielsen und J. Jakobsen, die nähere 
Aufschlüsse über den Warenhandel im Jahre 1917 
erteilten. Der Bericht wurde ohne Diskussion ein- 
stimmig gutgeheissen. Den Rechenschafts- 
bericht erstattete Herr Direktor Chr. Pedersen. 
In Bestätigung desselben wurde die Rückvergütung 
auf 7% festgesetzt. Ausserdem wurden folgende 
Rückstellungen gemacht: für den Fonds gegen Be- 
triebsstörung 500,000 Kr., für den Preisfallkonto 
1,432,000 Kr., Assekuranz 400,000 Kr., Erneuerungs- 
fonds 500,000 Kr., zugunsten der Pensionskasse des 
Personals 100,000 und 50,000 Kronen und für den 
Reservefonds ca. 370,000 Kronen. Die bisherigen 
Revisoren wurden bestätigt und als nächstjähriger 
Ort der Delegiertenversammlung wurde Aarhus ge- 
wählt. Unter Absingung eines (enossenschafts- 
liedes wurde die Delegiertenversammlung nach ca. 
3 Stunden gut verlaufener Verlfandlungen zu Ende 
gebracht. JE:E: 


Doch nicht ganz so. 


In dem kleinen Merkbuch: «Von Mittelstands- 
pflicht und Mittelstandsrecht», bearbeitet von Herrn 
A. Kurer, findet sich auf Seite 18 u. a. ein Zitat, das 
dem fundamentalen Werk Professor Herkners «Die 


ee, 


SCHWEI 


No. 51 


Z. KONSUM-VEREIN 


era 


521 


Arbeiterfrage» entnommen ist und folgenden Wort- 
laut hat: 

- «Die geschichtliche Erfahrung scheint mir darzutun, dass 
diejenigen Perioden die erfreulichsten Züge aufweisen, in denen 
ein breiter Mittelstand vorhanden war. Es sind die sogenannten 
organischen, positiven, aufbauenden Epochen in der Geschichte 
der Menschheit. Da zeigt sich eine glückliche Vereinigung von 
Arbeit und Genuss, von Rechten und Pflichten, ein offener Blick 
für gesunden Fortschritt; da finden wir eine lebhafte und all- 
gemeine Teilnahme an öffentlichen Dingen, da sind wenige so 
arm, um durch den Umsturz nur gewinnen zu können, wenige 
so reich, um als gesellschaftliche Macht der Autorität des Staates 
zu trotzen, kein Bürger so reich, um mit Rousseau zu sprechen, 
dass er die andern kaufen könnte, und keiner so arm, dass er 
sich selbst verkaufen müsste. Das ist der Boden für wahre 
politische Freiheit, für eine tatkräftige Selbstverwaltung.» 

Mit dem obigen Zitat wird von den Vertretern 
des kaufmännischen Mittelstandes in öffentlichen 
Versammlungen offenbar gerne operiert — wir sind 
ihm wenigstens bei einem derartigen Anlass auch 
schon begegnet — um darzutun, welche wichtige 
Mission der kleine Detailhandel heute noch zu er- 
füllen habe, dass die Konsumvereine deshalb zu be- 
kämpfen seien und Gelehrte vom Rufe eines Herkner 
für diesen «staatserhaltenden» Mittelstand mit allem 
Nachdruck eintreten. 

Vor kurzem ist eine Neuauflage des Standard- 
werkes über die Arbeiterfrage von Professor Herkner 
erschienen.') Anhand dieses’ zweibändigen Werkes 
möchten wir im nachfolgenden dartun, dass die 
Theorien der Mittelständler eben doch nicht stimmen, 
trotz ihrer «Beweise». 

Das angezogene Zitat findet sich auch in der 
neuen Auflage wieder, aber nicht etwa in einem 
Kapitel, das vom Kleinhandel und dem Kleingewerbe 
handelt, wie man vermuten könnte, sondern in einem 
Abschnitt, der von der landwirtschaftlichen Mittel- 
standspolitik handelt.?) 

Dass Professor Herkner unter Mittelstand nicht 
etwa die verschwindend kleine Gruppe des heutigen 
privaten Kleinhandelsstandes versteht, ist dem Kenner 
ohne weiteres klar; sein ganzes Werk handelt ja von 
dem Stand, der durch die soziale Reform, seine ge- 
werkschaftliche und genossenschaftliche Organisa- 
tion ökonomisch, sittlich und ethisch derart gehoben 
werden muss, damit er einst die alsdann breiteste und 
gesundeste Basis eines Mittelstandes, des neuen 
Mittelstandes zu bilden vermag. 

Wie zum Beispiel Professor Herkner über eine 
Gruppe des alten Mittelstandes urteilt, zeigt u. a. die 
folgende Stelle, S. 39, Bd. II: 

«Dass die Handwerker die Grundlagen des städtischen 
Mittelstandes bildeten, kann nicht in Abrede gestellt werden. 
Zu beachten ist nur, dass auch die grossindustrielle Entwicklung 
in dem technischen und kaufmännischen Beamtenpersonal 
Existenzen schafft, welche die Funktionen einer Mittelklasse 
vielleicht noch besser erfüllen, als der unterste Teil der Hand- 
werker, als die «Alleinbetriebsinhaber». In der Industrie (ein- 
schliesslich Bergbau und Baugewerbe) ist die Zahl der An- 
gestellten innerhalb der Jahre 1895—1907 von 263.745 auf 
686,007, im Handel und Verkehr von 261.907 auf 505,909 ge- 
stiegen. Ja selbst der fortgeschrittene Teil der industriellen 
Arbeiterklasse ist bereits imstande, manche der Lücken, welche 
die Grossindustrie in den Mittelstand gerissen hat, einigermassen 
auszufüllen. Allerdings fehlt hier, wie bei dem wirtschaftlichen 
Beamtenpersonal, das Moment der Selbständigkeit. Es ist aber 
fraglich, ob gerade dieser Umstand den Ausschlag geben darf. 


1) Die Arbeiterfrage. Eine Einführung von Dr. Heinrich 
Herkner, Professor der Staatswissenschaften an der Universität 
zu Berlin. Sechste, erweiterte und umgearbeitete Auflage. 
I. Band: Arbeiterfrage und Sozialreform. 502 Seiten. II. Band: 
. Soziale Theorien und Parteien. 515 Seiten. Berlin 1916. Verlag 
J. Guttentag, G.m.b.H. 

2) Im Anschluss an die zitierten Ausführungen schreibt 
Herkner: «Der Handwerksmeister verschwindet in grossen und 
wichtigen Gebieten des gewerblichen Lebens, der Bauer bleibt 
bestehen und steht häufig weit gesicherter da als der Ritterguts- 
besitzer.» 


Die Sicherheit der Existenz, eine gewisse Stufe der Lebens- 
haltung, der sittlichen und geistigen Kultur dürften doch noch 
grösseres Gewicht besitzen. In all diesen Beziehungen stehen 
höher qualifizierte Arbeiter und Angestellte der Grossindustrie 
dem Handwerker kaum nach. Endlich hat auch die staatliche 
und kommunale Entwicklung, die Ausbildung grosser Trans- 
port-, Bank- und Versicherungsunternehmungen eine Fülle von 
Stellungen- geschaffen, deren Inhaber unbedenklich als Mit- 
glieder, zum Teil sogar als sehr wertvolle Mitglieder des Mittel- 
standes angesprochen werden dürfen.» 

Also, der alte Mittelstand (Handwerker und 
Kleinhändler) bildete wohl einmal, heute jedoch nicht 
mehr, die Grundlage des notwendigen und gesunden 
Mittelstandes. 

Welches ist nun die Stellung Professor Herkners 
zu den Konsumgenossenschaften? 

Im zweiten Teil des Werkes, der von der sozialen 
Reform handelt, finden wir einen langen Abschnitt 
von 5 Kapiteln: Der Arbeiter als Konsument. Drei 
Kapitel handeln ausschliesslich von den Konsum- 
genossenschaften und ihrer Bedeutung für den 
Arbeiter und die gesamte Volkswirtschaft. Einige 
charakteristische Stellen mögen auch hier Platz 
finden. 

Auf Seite 456 u. ff. des I. Bandes lesen wir z. B.: 
«Da eine Verbesserung der Arbeiterlage auchdadurch 
erfolgen kann, dass bei gleichbleibenden Lohnbezügen 
die Preise der Bedarfsartikel eine Ermässigung er- 
fahren, so verdienen alle Veranstaltungen, welche 
eine bessere oder billigere Bedarfsdeckung be- 
zwecken, die volle Aufmerksamkeit der Sozial- 
reformer.... So wichtig die Art der Konsum- 
besteuerung sein mag, so bieten niedrige oder 
fehlende Konsumsteuern noch keine Garantie für 
billige Lebensmittelpreise.. An Stelle der letzteren 
können hohe Gewinnaufschläge des Handels, ins- 
besondere des Detailhandels treten. Es ist die Auf- 
gabe der Konsumvereine, dadurch, dass sie selbst die 
Funktion des Detailhandels übernehmen, ihre Mit- 
glieder von dieser Verteuerung möglichst zu befreien. 
An sich stellt der Konsumverein eine Organisation 
dar, die nicht nur im Interesse der Arbeiter, sondern 
aller Konsumenten liegt. Aber es ist begreiflich, dass 
das Interesse an der billigeren Beschaffung der Be- 
darfsartikel in dem Grade wächst, als das Einkommen 
abnimmt. So erscheinen denn die Arbeiter oft als 
die eifrigsten Parteigänger der Konsumvereins- 
bewegung.» 

Professor Herkner schildert dann im weiteren 
die Entstehung, Entwicklung und den gegenwärtigen 
Stand der Konsumgenossenschaftsbewegung und 
kommt zum Schlusse zu folgender Wertung des 
Wesens und der Ziele der Konsumvereine: «Während 
die Gewerkvereine danach streben, das Einkommen 
der Arbeiter zu erhöhen und die Arbeiterversicherung 
den Bezug seines Einkommens zu sichern trachtet, 
steigern die Konsumvereine durch Verbilligung der 
Güter, deren der Arbeiter vorzugsweise zur Lebens- 
führung bedarf, die Kaufkraft seines Einkommens. ... 
Es hiesse die Bedeutung der Konsumvereine ver- 
kennen, wenn man sie nur als Einrichtungen zur 


.billigeren Beschaffung der Lebensmittel gelten lassen 


wollte. Der Konsumverein leistet mehr. Er erzieht 
die Arbeiter zu wirtschaftlicher Lebensführung, da er 
Barzahlung verlangt. Er befreit von den unwürdigen 
Abhängigkeitsverhältnissen, in denen die Arbeiter 
sich dem kreditierenden Krämer gegenüber oft be- 
finden. Er befähigt die Arbeiter zur Verwaltung 


und bietet auch manche wertvolle Handhabe, um auf 
die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse selbst ein- 
zuwirken.... 

Haben die Konsumvereine eine grössere Aus- 
breitung erlangt, so ist es zweckmässig, wenn die 


522 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


No. 51 


Vereine zu einer Grosshandels-Genossenschaft zu- 
sammentreten. Wie der einzelne Konsumverein seine 
Mitglieder von den Diensten und Preisaufschlägen 
des kleinen Detailhändlers befreit, so macht die 
Grosshandels-Genossenschaft die Vereine von der 
Vermittlung des Grosshandels unabhängig. Unmittel- 
bare Beziehungen zu den Produzenten werden an- 
geknüpft, ja unter Umständen eigene Produktions- 
betriebe eröffnet.... 

Wenn man den Konsumvereinen vorwirft, dass 
sie den Kleinhandel zugrunde richten, oder min- 
destens empfindlich schädigen, so lässt sich nicht 
leugnen, dass grosseFortschritte der Bewegung diese 
Wirkung hervorrufen. Trotzdem kann es von einem 
allgemeinen Standpunkte aus nicht gerechtfertigt 
werden, wenn der Versuch unternommen wird, die 
Konsumvereine deshalb durch Sondersteuern oder 
Boykottierung zu unterdrücken... Die Vereine stellen 
eine vollkommenere Organisation des Verteilungs- 
geschäftes dar und müssen ebensosehr als wirt- 
schaftlicher, wie als sozialer Fortschritt gewürdigt 
werden. Je weniger obiektiven Aufwand die Ver- 
teilung in Anspruch nimmt, desto mehr Kräfte 
bleiben der Produktion erhalten und desto reichlicher 
kann die Güterversorgung überhaupt ausfallen. Der 
Stand der kleinen Krämer hat ebensowenig ein un- 
antastbares Recht auf die Erhaltung seiner Erwerbs- 
gelegenheit, als es Handwerker und Arbeiter be- 
sitzen, denen die Einführung von Maschinen die Be- 
schäftigung entzieht. Da überdies die Entfaltung der 
Konsumvereine ganz allmählich vor sicht geht, so 
besitzt der Kleinhandel ausreichende Zeit, um diesen 
Veränderungen Rechnung zu tragen.» 

«Auch derienige — so schliesst Herkner diesen 
Abschnitt — der den Genossenschaftsidealen kritisch 
gegenübersteht, wird zugeben müssen, dass der Ge- 
danke der freien genossenschaftlichen Vereinigung 
zu den sozialpolitisch fruchtbarsten gehört, die wir 
besitzen; dass ihm eine Anpassungsfähigkeit und 
Gestaltungskraft innewohnt, die uns noch weit über 
die bis jetzt erzielten Ergebnisse hinausführen wird. 
Und die Genossenschaft ist nicht nur zur Verbesse- 
rung materieller Verhältnisse fähig, sie wird, wie 
bereits manche Erscheinung klar andeutet, sicher 
auch für die Hebung der künstlerischen, dramatischen 
und literarischen Produktions- und Konsumtions- 
verhältnisse eine ausserordentliche Bedeutung ge- 
winnen. Auch lässt sich nicht verkennen, dass im 
Genossenschaftswesen Keime liegen, die in ihrer 
weiteren Ausbildung charakteristische Glieder und 
Einrichtungen des gegenwärtigen Wirtschaftslebens 
zurückdrängen können. Der Detailhandel, ja selbst 
der Grosshandel werden ausgeschaltet, und auch den 
gewerblichen Unternehmer vermag die Genossen- 
schaft zu ersetzen, wenn sie es unternimmt, selbst 
Waren für ihre Mitglieder zu produzieren. Somit 
erfährt durch die Genossenschaftsbewegung das 
Geltungsgebiet von Unternehmerprinzip, Waren- 
produktion, freiem Wettbewerb, Privateigentum an 
den Produktionsmitteln, kurz all dasjenige, wodurch 
wir die Wirtschaftsordnung kennzeichnen, eine be- 
achtenswerte Eindämmung. Und trotz dieser tief- 
eingreifenden Umwälzungen tritt das Genossen- 
schaftswesen als solches gegen die geltende Rechts- 
ordnung, gegen die überlieferten politischen und 
kirchlichen Einrichtungen in keinerlei Gegensatz.» 

Damit unsere Mittelstandspolitiker nicht etwa 
mit ihrem beliebten Einwand — «ja, das ist das Urteil 
eines Gelehrten über die Konsumvereine vor dem 
Kriege, das «Versagen» der Konsumvereine während 
des Krieges hat die Ansichten über diese Gebilde total 


geändert» — kommen können, mag noch ein Passus 
aus dem Schlusskapitel des bedeutenden Werkes 
folgen, in welchem die soziale Arbeit während des 
Weltkrieges kurz skizziert wird. 

Darin schreibt Professor Herkner: «Nicht in 
demselben Grade, wie die Organisationen unserer 
Produktion und unseres Verkehrswesens, haben die 
Leistungen des Gross- und Kleinhandels befriedigt. 
Hier erwies es sich als schwerer Mangel, dass der 
Handel eine Domäne des wirtschaftlichen Individua- 
lismus geblieben war. Hier fehlten meist die grossen 
leistungsfähigen Verbände, welche in der Industrie 
die Lösung auch schwieriger Kriegswirtschaftlicher 
Aufgaben so sehr gefördert haben. Wie viel leichter 
wäre die ganze Nahrungsmittelpolitik durchzuführen 
gewesen, wenn überall der Konsum der grossen 
Massen durch Konsumgenossenschaften vermittelt 
würde. Da diese Grundlage fehlte, mussten tiefe 
Eingriffe staatssozialistischer Art Ersatz bieten.» 

Wir sehen, die Ansichten Professor Herkners 
sind doch nicht ganz so, wie sie sich in den Köpfen 
unserer Mittelstandspolitiker widerzuspiegeln be- 


lieben. -ch- 
Sa, 


Von kommenden Dingen.) 


x Es hat nicht unberechtigtes Aufsehen erregt, 
als im letzten Jahre Walter Rathenau, der an 
der Spitze grosser Unternehmungen in Deutschland 
steht, ein Buch erscheinen liess, das den zwar 
schlichten, aber angesichts der Ungewissheit alles 
Zukünftigen doch zum Lesen anregenden Titel 
«Vonkommenden Dingen» trägt. Die Be- 
deutung des Buches wird noch durch den Umstand 
erhöht, dass sein Verfasser beim Kriegsausbruch mit 
den Funktionen eines wirtschaftlichen Generals be- 
traut wurde. Eine Wirtschafts- und Gesellschafts- 
kritik, die von einem solchen Manne ausgeht, ver- 
mag schon deshalb Interesse zu erwecken, weil man 
erfahren möchte, was ein in den höheren Sphären 
lebender und wirkender Mensch über die zukünf- 
tige Gestaltung zu sagen weiss. 

Menschliche Freiheit heisst das Ziel, dem wir 
nach Rathenau zustreben müssen. Heute waltet die 
Mechanisierung, die, weil sie Zwangsorganisation 
ist, die menschliche Freiheit verkümmert. Wörtlich 
wird darüber gesagt: «Die Mechanisierung aber ist 
Schicksal der Menschheit, somit Werk der Natur; sie 
ist nicht Eigensinn und Irrtum eines einzelnen noch 
einer Gruppe; niemand kann sich ihr entziehen, denn 
sie ist aus Urgesetzen verhängt. Deshalb ist es 
kleinliche Zagheit, das Vergangene zu suchen, die 
Epoche zu schmähen und zu verleugnen. Als Evolu- 
tion und Naturwerk gebührt ihr Ehrfurcht, als Not 
Feindschaft.» 

Viele Seiten des Rathenauschen Buches sind 
dann mit Betrachtungen über die Mechanisierung 
bedeckt, die durch ihre Tiefe und Wärme den vor- 
urteilslosen Leser in ihren Bann ziehen können. Die 
Gedanken finden sich zusammengedrängt in fol- 


') Wie noch manches andere, musste diese schon lange 
im Satz stehende Abhandlung wegen Platzmangel immer wieder 
zurückgestellt werden. Sie hat aber ihr Interesse um so 
weniger eingebüsst, als der Mann, von dessen Auffassung 
darin die Rede ist, nun der Kommission angehört, die von der 
gegenwärtigen deutschen Regierung beauftragt wurde, die 
Frage zu prüfen, inwieweit die Sozialisierung ratsam und 
möglich sei. 
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genden Sätzen: «Die Mechanisierung als materielle 
Ordnung wird nicht preisgegeben, solange nicht neue 
Ereignisse und Einsichten den Menschen gelehrt 
haben, den Naturkräften anders als durch organi- 
sierte Arbeit und Forschung entgegenzutreten. Die 
Mechanisierung als geistige Herrscherin des Da- 
seins wird er bekämpfen und kann er vernichten, so- 
bald er die Praxis vom Zweck zum Mittel mässigt, 
sobald er des Notzwangs und Blutlohns nicht mehr 
bedarf, sobald er vorzieht, aus freiem Willen zu 
leisten, was heute der Zwang ihm erpresst, und den 
ärmlichsten Teil seines unedlen Sonderglücks um 
Menschheitssegen einzutauschen.» 

Obwohl Rathenau die sozialdemokratischen 
Theorien ablehnt, erklärt er: «Eigentum, Verbrauch 
und Anspruch sind nicht Privatsache.» Während in 
den letzten Jahrzehnten das Bürgertum alle Fragen 
jenseits einer emsigen Individualwirtschaft als brot- 
lose Kunst und politische Spielerei auffasste, däm- 
mere jetzt die Erkenntnis, dass alles Wirtschafts- 
leben auf dem Urgrund des Staates ruhe, dass 
Staatspolitik der Geschäftlichkeit vorangehe, dass 
Jeder, was er besitze und könne, allen schulde. Und 
aus dieser Auffassung wird die Notwendigkeit einer 
vernünftigen Regelung der Produktion nach der 
Reihenfolge der Bedürfnisse abgeleitet. 

«Betrachtet man vom Stande dieser Reihenfolge 
die Produktion der Welt, so zeigt ein furchtbares 
Erschrecken uns den Irrsinn der Wirtschaft. Ueber- 
flüssiges, Nichtiges, Schädliches, Verächtliches wird 
in unseren Magazinen gehäuft, unnützer Modetand, 
der wenige Tage lang falschen Glanz spenden soll, 
Mittel für Rausch, Reiz und Betäubung, widerliche 
Duftstoffe, haltlose und missverstandene Nach- 
ahmungen künstlicher und kunstgewerblicher Vor- 
bilder, Gerätschaften, die nicht dem Gebrauch, 
sondern der Blendung dienen, Albernheiten, die als 
Scheidemünze eines erzwungenen Geschenkverkehrs 
umlaufen; alle diese Nichtsnutzigkeiten füllen Läden 
und Speicher in vierteliährlicher Erneuerung. Ihre 
Herstellung, ihr Transport und Verschleiss erfordert 
die Arbeit von Millionen Händen, fordert Rohstoffe, 
Kohlen, Maschinen, Fabrikanlagen und hält an- 
nähernd den dritten Teil der Weltindustrie und des 
Welthandels in Atem... Würde die Hälfte der ver- 
schwendeten Weltarbeit in fügliche Bahnen ge- 
wiesen, so wäre jeder Arme der zivilisierten Länder 
ernährt, bekleidet und behaust... Uns steht die Auf- 
gabe zu, den Misstand zu erkennen und Abhilfe zu 
suchen, in dem Bewusstsein, dass Güterverbrauch 
nicht Privatsache ist, dass dieser Verbrauch aus 
Vorräten an Kräften und Stoffen geschöpft wird, die 
in begrenztem Masse zuströmen und für die wir 
Verantwortung tragen. Deshalb sind auch die Me- 
thoden der Gewinnung und Verarbeitung nicht 
Einzelsache, sondern von öffentlichem Interesse. So 
wie man Wirtschaftsaufsichten eingesetzt hat, um 
den Geboten der Sicherheit und Wohlfahrt Nach- 
druck zu geben, so bedarf es des gesetzlichen 
Schutzes der Wirtschaftsgüter gegen unwissende 
und raubbauende Vergeudung.» 

Als das nächstliegende Mittel zur Regelung des 
Verbrauchs bezeichnet Rathenau ein ausgedehntes, 
teilweise bis an die Grenze der Prohibition getrie- 
benes System von Zöllen, Steuern und Abgaben auf 
Luxus und übermässigen Verbrauchsgenuss. Dieses 
System soll nicht des finanziellen Ertrages willen 
Anwendung finden, sondern ausschliesslich zur Be- 
schränkung des Verbrauches. Die Abgaben müssten 
um so höher bemessen werden, je überflüssiger und 
kostbarer das eingeführte oder erzeugte Produkt sich 


darstellt. Man dürfe nicht vergessen, dass jede Ein- 
fuhr nicht anders bezahlt werden könne als durch 
Ausfuhr. Um eine einzige Perlenkette zu bezahlen, 
müsse der zehnjährige Arbeitsertrag von fünf Ar- 
beiterfamilien dem Auslande preisgegeben werden. 
Auf Tabak und Spirituosen, auf kostbare Textilstoffe, 
Rauchwaren, Putzfedern, Hölzer, Gesteine, vor allem 
auf gefertigte Luxuswaren seien Zölle und Abgaben 
zu erheben, die bis zum Mehrfachen des Wertes an- 
steigen. Juwelen, deren Einfuhr schwer zu über- 
wachen ist, sollten ausser dem Zoll eine hohe Jahres- 
steuer tragen. Dann Erhebung gewaltiger Ver- 
brauchsabgaben auf Genussmittel (geistige Getränke 
und Tabak), sowie Umsatzabgaben von allen im 
Lande gefertigten Luxus-, Galanterie-, Putz- und 
Modewaren. Zu besteuern wäre auch der Raumauf- 
wand. Abgesperrte Parkanlagen, luxuriöse Gebäude 
und Wohnräume, Remisen und Garagen müssen zu 
den Lasten des Landes beitragen. Persönliche Be- 
dienung in starker Progression der Kopfzahl und der 
Gehälter; Luxuspferde, Equipagen und Automobile, 
Beleuchtungsaufwand, kostbares Mobiliar, Rang und 
Titel sollen Steuerobjekte sein nicht im Sinne des 
Finanzertrages, sondern der Beschränkung. 

Mit diesen scharfen Forderungen ist Rathenau 
noch nicht am Ende. Er will vermehrte direkte 
Steuern, wiederum nicht in erster Linie als Notquelle 
für den Staat — mit Bangen auferlegt und mit Un- 
mut entrichtet — sondern vielmehr als Anerkenntnis 
dafür, dass oberhalb eines bürgerlichen Auskommens 
der Erwerbende nur bedingter Mitbesitzer des Er- 
worbenen ist, und dass es dem Staate freisteht, von 
diesem Ueberschuss ihm so viel oder so wenig zu 
belassen, wie er will. Oberhalb einer mässigen 
Vermögenseinheit soll jeder Nachlass dem Staate 
gehören. Zu allem käme noch eine weitgehende 
Monopolisierung, wobei allerdings an gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmungen gedacht wird. Aus 
einigen Andeutungen Rathenaus darf man zur An- 
nahme gelangen, dass die Entpersönlichung der 
Wirtschaft auch durch das Mittel der Genossen- 
schaft geschehen kann. Der Reformator will als 
neue Ordnung nicht ausschliesslich die schematisch 
gebundene Gemeinschaft des Staates sehen, «sondern 
daneben einideelles Zwischenvolk wirt- 
schaftlicher Individualitäten, die nicht 
Menschensind,sondern Verkörperungen 
menschlicher Willenseinheiten.» 

Rathenau erwartet von der Verwirklichung 
seiner Vorschläge einen grossen Umschwung. Hat 
er von den Staaten unserer Tage die Auffassung, 
dass sie «tiefverschuldete Bettler» sind, so sieht er 
die Staaten in Zukunft «über alle Begriffe reich» 
werden und das Volk an Wohlstand gewinnen, 
letzteres «freilich nicht in der Form grosser einzelner 
Vermögen, sondern nach Art grossbürgerlicher Be- 
häbigkeit». 

Das neue Bild sieht so aus: «Die Produktion hat 
ein verändertes Aussehen. Alle Kräfte des Landes 
sind tätig geworden; müssig bleiben nur Kranke und 
Greise. Die Einfuhr und Erzeugung überflüssiger, 
hässlicher und schädlicher Produkte ist auf ein Ge- 
ringstes beschränkt; hierdurch ist ein Drittel der 
nationalen Arbeit erspart, die Produktion der not- 
wendigen Mittel erheblich verbilligt und gesteigert.» 

Mit den Parasiten am Gesellschafts- und Wirt- 
schaftskörper, mit den gemästeten wie mit den 
mageren, will Rathenau abfahren, weil sie grosse 
Hindernisse für die von ihm gezeichnete neue Ord- 
nung sind. Die Plutokratie, die heute die Welt be- 
herrscht, muss ihr Lebensrecht aufgeben, damit sich 
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Wirtschaftsformen finden, die innerhalb der her- 
kömmlichen Eigentumsordnung — da trennt sich der 
Verfasser wieder scharf von den Sozialisten — den 
Forderungen der Freiheit, der Menschenwürde und 
Gerechtigkeit genügen und der Entwicklung Raum 
lassen. «Was der Reiche an Reichtum und Mitteln 
zuviel hat, ist das, was dem Staate fehlt, zwischen 
der Gemeinschaft und ihm besteht ein unüberbrück- 
barer Antagonismus des Besitzes.» 

Stimmt die Auffassung Rathenaus über die 
Schädlichkeit der Plutokratie mit der Denkweise des 
Genossenschafters überein, so ist das gleiche der 
Fall inbezug auf die rückständigsten Formen 
des Wirtschaftslebens, wie sie der Kleinhandel dar- 
stellt. Hunderttausende verbrauchen da, um eine 
Scheinexistenz zu fristen, ihre Kräfte für Leistungen, 
die von wenigen Tausenden erfüllt werden könnten. 
Weil die Genossenschaftsbewegung deswegen fort- 
gesetzt der brutalsten Würgerbegierden beschuldigt 
wird, ist es besonders interessant zu vernehmen, wie 
von anderer Seite über diesen Punkt geurteilt wird. 
Rathenau sagt darüber u. a. folgendes: 

«Solange es in einer Wirtschaftsgemeinschaft 
Erzeugnisse gibt, die auf dem Wege vom Hersteller 
bis zum Verbraucher um mehr als ein Viertel, bis- 
weilen um die Hälfte, gelegentlich auf das Doppelte 
des Preises sich verteuern, ist das Handelssystem 
tief reformbedürftige. Nicht Schonung des Ver- 
brauchers ist hier das Höchstzuerstrebende, noch die 
Bereicherung des Händlers das Meistzufürchtende: 
sondern das überflüssige Hin und Her der Ware, das 
übermässige und zinsraubende Ansammeln der 
Lager, das überflüssige Anbieten, Feilschen und 
Mäkeln zwischen den einzelnen Stufen des Handels- 
weges, vor allem das übertriebene Hegen der Be- 
quemlichkeit des Käufers, dem der Weg bis zur 
nächsten Strassenecke zu lang erscheint, der sieben 
Detaillisten verlangt, wenn in einem Häuserviertel 
ein einziger genügt, der spät, mehrfach gemahnt oder 
gar nicht zahlt. Diese leicht zu beseitigenden Rei- 
bungen des Handels erfordern einen ungemessenen 
Aufwand an nationaler Arbeit und Kapitalaufwen- 
dung, der erspart und der Landeserzeugung zu- 
geführt werden muss. Es ist nicht gleichgültig, 
sondern Sache der Nationalwirtschaft und Gesetz- 
gebung, ob die Arbeitsleistung eines Armeekorps 
aufgewendet werden darf, um die Verteilung des 
Tabaks, des Schreibpapieres und der Seife in einer 
Grosstadt zu sichern.» 

Damit klappen wir das Buch Rathenaus zu, nicht 
um es als «erledigt» beiseite zu legen, sondern mit 
dem Vorsatz, es gelegentlich wieder aufzuschlagen, 
denn die in Sicht stehenden Wandlungen im Gesell- 
schafts- und Wirtschaftsleben bedürfen regen Nach- 
denkens und Meinungsaustausches, wenn sie sich 
nach den Bedürfnissen der durch den Krieg so hart 
heimgesuchten Völker vollziehen sollen. Für die 
Genossenschaftsbewegung dürfen wir es mit Stolz 
buchen, dass sie seit Jahrzehnten für eine neue 
soziale und wirtschaftliche Ordnung Pionierdienste 
geleistet hat. 
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Aufsichtsratssitzung vom 1.-Dezember 1918. Mit 


Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 


> 


Ausnahme des entschuldigt abwesenden Herrn 
F. Tschamper, Bern, waren sämtliche Mitglieder des 
Aufsichtsrates zugegen. Es wurden verschiedene 


Geschäfte behandelt, von denen wir besonders fol- 
gende hervorheben möchten: 

Es gelangen zur Aufnahme: 1 Einzelversicherter 
für die Invalidenversicherung und 1 Einzelversicher- 
ter für die Invaliden- und Hinterlassenenversiche- 
rung. Als Kollektivmitglied wurde aufgenommen die 
Schweiz. Volksfürsorge, Volksversicherung auf 
Gegenseitigkeit, Basel, die ihr gesamtes Personal 
mit Rückwirkung auf den 1. Oktober 1918 zur Inva- 
lidenversicherung nach Tarif 3 und zur Hinterlas- 
senenversicherung anmeldete. Im fernern wurde 
einem Gesuche des Konsumvereins Baden ent- 
sprochen, der die Invalidenversicherung für 11 An- 
gestellte auch auf die Hinterlassenenversicherung 
ausdehnte. Damit sind im Verlaufe des Jahres 1918 

3 neue Einzelversicherungen und 

5 neue Kollektivmitglieder in die Versicherungs- 
anstalt aufgenommen worden, nämlich: 


Invaliden- Hinterlassenen- 
versicherung versicherung 


Mühlengenossenschaft schweiz. 


Konsumvereine, Zürich 20 13 
Allg. Konsumverein, Luzern 149 92 
Konsumverein Chur 55 23 
Societ& coop6rative suisse de 

consommation, Genf 159 95 


Schweiz. Volksfürsorge, Volks- 
versicherung auf Gegensei- 
tigkeit 1 1 

Ferner hat im Laufe des Jahres neben dem be- 
reits oben erwähnten Konsumverein Baden, der Kon- 
sumverein Olten die Invalidenversicherung für das 
männliche Personal auch auf die Hinterlassenenver- 
sicherung ausgedehnt. Der Versicherungsbestand 
hat sich auf 1. Dezember 1918 auf 
2620 Personen in der Invalidenversicherung und 
627 Personen in der Hinterlassenenversicherung 
erhöht. 

Von prinzipieller Bedeutung war die Behandlung 
des Begehrens eines Pensionierten, der, gestützt auf 
$ 58 der Statuten, die ihm zukommende Jahres- 
pension in eine Aversalentschädigung umzuwandeln 
wünschte. Gestützt auf den Wortlaut dieses Para- 
graphen ist der Aufsichtsrat ausnahmsweise berech- 
tigt, eine Rente oder Pension in eine Aversalsumme 
umzuwandeln, falls besondere Verhältnisse dies im 
Interesse des Pensionierten als wünschbar erscheinen 
lassen. Der Aufsichtsrat kam jedoch einstimmig 
zum Schlusse, dass im fraglichen Falle die erforder- 
lichen Voraussetzungen nicht vorliegen und gelangte 
deshalb zur Abweisung des Gesuches. Der Auf- 
sichtsrat war überhaupt der Ansicht, dass, in An- 
betracht der ungünstigen Erfahrungen und sehr oft 
zu Tage tretenden Missbräuche in bezug auf Um- 
wandlung von Pensionen in Aversalentschädigungen, 
derartigen Begehren nur ganz ausnahmsweise ent- 
sprochen werden sollte. 

Der Referent des Vorstandes berichtete über die 
in der Generalversammlung gestellten Anträge, die 
den Kollektivmitgliedern anfangs Juni zur Kennt- 
nis gebracht wurden mit dem Ersuchen, bis Ende 
September 1918 dem Vorstande ihre Meinungsäusse- 
rungen bekannt zu geben. Bis zum festgesetzten 
Termin hat jedoch nur die Hälfte der Kollektiv- 
mitglieder diesem Ersuchen Folge gegeben. Ueber 
die verschiedenen Anträge ist von fachmännischer 
Seite ein Gutachten eingeholt worden. 

Gestützt auf $ 61 der Statuten beschloss der Auf- 
sichtsrat, mit Wirkung ab 1. Januar 1919 den Zins- 
fuss für die ausstehenden Eintrittsgelder und Ein- 
kaufssummen auf 5% festzusetzen. 
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Als wichtigstes Traktandum der letzten Sitzung 
des Aufsichtsrates figurierte die Erledigung der mit 
dem Kriege zusammenhängenden Fälle. Einstimmig 
wurde auf Antrag des Vorstandes beschlossen, die 
Kriegsfälle in der Weise zu regeln, wie solches in 
den nachfolgenden Beschlüssen zum Ausdruck ge- 
langt: 

1. Für die infolge des Krieges von den Kollektiv- 
mitgliedern suspendierten Versicherungen wird das 
seinerzeit den Kollektivmitgliedern gutgeschriebene 
Austrittsgeld auf Ende Dezember 1918 ausbezahlt. 

2. Versicherte, die unter obige Kategorie iallen 
und die Versicherung weiterzuführen wünschen, ha- 
ben der Versicherungsanstalt bis 31. Januar 1919 eine 
bezügliche Erklärung einzureichen und bis zu diesem 
Zeitpunkt das dem Kollektivmitglied ausbezahlte 
Austrittsgeld zurückzuerstatten. Die betreffenden 
Personen haben sich jedoch vorerst auf ihre Kosten 
einer neuen ärztlichen Untersuchung zu unterziehen, 
auf deren Grund der Vorstand über die Zulassung 
oder Ablehnung der Wiederaufnahme der Versiche- 
rung entscheiden wird. 

3. Bei den infolge des Krieges hervorgerufenen 
Invaliditäts- und Todesfällen von Versicherten, für 
die die Prämien bezahlt worden sind, werden die 
statutarischen Verpflichtungen von der Versiche- 
rungsanstalt eingehalten. 

4. Der Aufsichtsrat ermächtigt den Vorstand, 
sämtliche mit diesem Beschlusse zusammenhän- 
genden Fälle definitiv zu erledigen. 


Es ergeht hiermit eine Einladung zum Beitritt 
zur Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 
an alle diejenigen Verbandsvereine und Gesell- 
schaften, bei denen der V.S.K. wesentlich interes- 
sıert ist, die aber ihre Angestellten noch nicht gegen 
die wirtschaftlichen Folgen der Invalidität und des 
Todes versichert haben. 

Die Zeitverhältnisse sind derart, dass es den 
wenigsten Angestellten möglich sein wird, Erspar- 
nisse für die Tage des Alters und der Invalidität 
zurückzulegen. Wir erachten es deshalb als Pilicht 
eines jeden Arbeitgebers, die nötigen Vorkehren zu 
treffen, dass die in seinem Dienste stehenden Ange- 
stellten nicht mehr mit Sorge an diejenigen Zeiten 
denken müssen, wo sie nicht mehr zu arbeiten in der 
Lage sind oder wo sie ihre Familien ohne Ernährer 
zurücklassen müssen. 

Wir empfehlen allen in Betracht kommenden 
Organisationen, ihr Personal bei unserer Anstalt 
gegen die Folgen der Invalidität und des Todes zu 
versichern, und zwar so lange die Angestellten sich 
voller Gesundheit und Arbeitskraft erfreuen. Es ist 
zu beachten, dass mit zunehmendem Alter des Per- 
sonals die Prämien sich steigern und deshalb eine 
möglichst frühzeitige Anmeldung zur Versicherungs- 
anstalt im finanziellen Interesse der einzelnen Ver- 
eine liegt. 

Für die Invalidenversicherung stehen 3 Tarife 
zur Verfügung mit Anfangspensionen von 20%, 30% 
und 40% der versicherten Besoldungen. Mit jedem 
Versicherungsjahr steigt die Pension um 1%. Bei 
der Hinterlassenenversicherung ist eine konstante 
Witwenrente von 25% der versicherten Besoldung 
vorgesehen, zudem wird für jedes Kind unter 
18 Jahren eine Waisenpension von 5% ausgerichtet, 
in jedem einzelnen Falle Witwen- und Waisenpension 
im Maximum 50% der Besoldung. 

Die Versicherungsanstalt schweiz. Konsumver- 
eine ist jederzeit gerne bereit, den Verbandsvereinen, 
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sowie auch den Personalorganisationen Kosten- 
berechnungen aufzustellen, um jedermann zu ermög- 
lichen, sich über die finanzielle Tragweite genau zu 
orientieren. 
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Rheineck. (li-Korr.) Wir teilen mit andern Schwester- 
vereinei: die gleich unangenehme Situation, die durch behörd- 
liche Massnahmen wegen der Grippegefahr die Abhaltung 
unserer Generalversammlung verunmöglichte. Unser Verwal- 
tungsrat hat in der Meinung, die sonst an der Jahresversamm- 
lung zu erledigenden Geschäfte doch endlich zum Abschluss zu 
bringen, den Mitgliedern bekanntgegeben, dass, wenn im Laufe 
des Monats Dezember die Abhaltung der Generalversammlung 
nicht gestattet wird, die Jahresrechnung dem Referendum unter- 
werden soll. Wer dieselbe in irgend einem Punkte an- 
fechten will, hat dies innert einer Frist von 14 Tagen schriftlich 
anzuzeigen; sollte sich keine Opposition geltend machen, so ist 
deren Genehmigung perfekt. Die übrigen, mehr formellen Trak- 
tanden würden dann auf eine spätere Versammlung verschoben, 

Der Jahresbericht verbreitet sich über die im vierten Kriegs- 
jahre noch vermehrten Hemmungen unserer Einfuhr durch den 
verschärften Unterseebootkrieg und die dadurch verteuerten 
Frachten und über Preistreibereien bei in- und ausländischen 
Produkten. Die Erkenntnis, dass er dabei zum Spielball dienen 
muss, hat den Konsumenten in vermehrtem Masse zum Zu- 
sammenschluss genötigt; deshalb entstanden vielerorts neue 
Konsumvereine oder haben bestehende ihre Mitgliederzahl ver- 
mehrt, Das Rationierungswesen, das allein eine gerechte Ver- 
teilung erlaubt, sollte mehr zentralisiert werden. Alle diese 
Massnahmen greifen natürlich schwer in die Rechte des Ein- 
zelnen ein, und es ist daher zu begreifen, dass sie kritisiert, 
gelobt aber auch getadelt werden. Die Konsumvereine werden, 
einige Ausnahmen abgerechnet, von den Behörden immer mehr 
als zuverlässige Ausführungsorgane für bestehende Vorschriften 
anerkannt und in deren Dienst gezogen. Und gerade deshalb, 
weil unsere Funktionäre genau nach den behördlichen Vor- 
schriften ihre Pilicht erfüllten, beklagten sich gewisse Mitglieder 
darüber, dass der Konsumverein auch gar zu streng und exakt 
vorgehe, ohne zu bedenken, wie es von den Gegnern aus- 
geschlachtet würde, wenn wir wegen Uebertretung oder Nicht- 
beachtung von amtlichen Verfügungen bestraft werden müssten, 

Die Mitgliederzahl unseres Vereins ist im Berichtsjahre 
1917/18 von 1895 auf 1942 angewachsen. Die Erledigung der 
Geschäfte erfolgte in 8 Verwaltungsrats- und 22 Betriebs- 
kommissionsitzungen. Im Personalbestand hatten wir glück- 
licherweise keinen Wechsel zu verzeichnen. In der jetzigen 
Zeit würde es schwer fallen, Depothalter neu einzuführen. Für 
die seit Jahren im Dienste stehenden bedeuten die ständigen 
Wechsel in den Preisen, das Rationenwesen und die dadurch 
notwendigen Rapporte eine schwere und zugleich verantwor- 
tungsvolle Arbeitslast; denn es ist für sie keine kleine Aufgabe, 
vom Morgen bıs am Abend beständig die berechtigten oder 
unangebrachten Klagen der geschwätzigen Hausfrauen über zu 
kleine Rationen, über geringere Qualität vieler Waren, über 
das Fehlen mancher Artikel, über scheinbar unangebrachte 
Massnahmen der leitenden Organe anhören zu müssen und 
daneben den Kopf bei der genauen Beobachtung der Vorschriften 
zu haben. 

Der Umsatz betrug Fr. 714,988.09 oder Fr. 94,961.85 mehr 
als im Vorjahre. Der Grund für diese Vermehrung liegt weniger 
in der Pflichttreue einzelner Mitglieder, als in der Verteuerung 
der Lebensmittel und Bedarfsartikel. Wir wollen ja nicht ver- 
kennen, dass viele Mitglieder gerne mehr Waren beziehen 
würden, wenn die Rationenkarten und nicht zuletzt das Porte- 
monnaie, d. h .der Verdienst dies gestatten würden, und gerade 
die in der Ostschweiz so arg darniederliegende Stickerei- 
industrie wirft ihre Schatten auf alle Geschäftszweige. Unsere 
zeitweiligen Ermunterungen zu vermehrtem Zuspruch können 
also nur denjenigen gelten, die diesbezüglich saumselig waren 
und vermöge ihrer ökonomischen Stellung leicht mehr hätten 
beziehen können, und solche gibt es eben unter rund 2000 Mit- 
gliedern aus allen Ständen mehrere Hundert. Die beiden Depots 
Rheineck und St. Margrethen spüren namentlich die öster- 
reichische Grenzsperre, die über 150 Familien aus Gaissau und 
Höchst, die treue Mitglieder waren, jeden Warenbezug ver- 
unmöglichen, während das Depot Thal, das einen Teil seiner 
Bezüger im Kanton Appenzell hat, die Wirkung der nur kan- 
tonalen Gültigkeit der Rationsmarken verspürt. Von allen diesen 
Schranken wird die Filiale Walzenhausen nicht betroffen, so 
dass deren Umsatzziffer an erster Stelle steht. — Infolge Ein- 
führung der Brotkarte mit den reduzierten Rationen verminderte 
sich der Brotverbrauch von 296,665 Kilo im Jahre 1916/17 auf 
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192,531 Kilo im Jahre 1917/18, der Ausfall beträgt demnach 
35 Prozent. 

Dem Verbande schweiz. Konsumvereine in Basel, welchem 
vom Kanton St. Gallen, leider jedoch nicht auch vom Nachbar- 
kanton Appenzell, die Lieferung von Monopolwaren übertragen 
würde, sind wir für seine exakte und mustergültige Bedienung 
zu Dank verpflichtet. Kraft dieser Organisation war es uns 
immer möglich, schon bei Beginn und bis zu Ende des Monats 
die Karten einzulösen. Der Umsatz dieses im Jahre 1917 aus 
429 Vereinen bestehenden Verbandes betrug über 96 Millionen 
Franken, an welchem Rheineck durch seine Warenbezüge im 
73. Range mit Fr. 230,693.75 partizipierte — ein Betrag, der 
durch die Bezüge im laufenden Jahre wohl überholt werden 
dürfte. Im Kanton Appenzell, der grossenteils in unser Wirt- 
schaftsgebiet gerechnet werden darf, dessen Oberbehörden den 
Konsumvereinen unbegreiflicherweise noch nicht die gewünschte 
Beachtung schenken, wurde ein kantonaler Verband aller Kon- 
sumvereine gegründet. speziell in Hinsicht auf einen neu zu 
schafienden Steuergesetzentwurf, 

Das finanzielle Rechnungsergebnis ist angesichts der hem- 
menden Restriktionen befriedigend. Das Warenlager notiert 
mit Fr. 158,514.90; der Bruttoüberschuss des Warenverkehrs 
schliesst mit Fr. 90,935.83, das Obligationenkonto mit Franken 
185,000.— und der Wertschriftenkonto mit Fr. 35,700.— Bilanz- 
wert ab. An Steuern wurden an Bund (2. Rate Kriegssteuer), 
Kanton und die 5 Gemeinden des Geschäftsgebietes Fr. 7122.24 
bezahlt. Die Verwaltungs- und Betriebsunkosten beliefen sich 
auf Fr. 55,536.48. Die Bäckerei erzielte einen Nettoüberschuss 
von Fr. 15,185.88; amortisiert werden total Fr. 7500.—, Die 
Bilanz erzeigt bei Fr. 471,526.23 Aktiven und Fr. 430,471.35 
Passiven einen Nettoüberschuss von Fr. 37,555.23. Nach An- 
trag des Verwaltungsrates werden hieraus 8 Prozent Rück- 
vergütung von eingeschriebenen Fr. 468,421.90 gleich Franken 
37,473.76 ausbezahlt und der Rest von Fr. 81.47 als Saldo vor- 
getragen. — Infolge der eingangs erwähnten nicht zu bestim- 
menden Abhaltung der Generalversammlung glaubte der Ver- 
waltungsrat aber im einmütigen Willen der Mitglieder zu 
handeln, wenn er die Auszahlung der 8 Prozent Rückvergütung 
von sich aus anordnete, da gerade jetzt sehr viele Familien des 
Geldes dringend bedürfen, um Einkäufe für den Winter vor- 
nehmen zu können. 

Trotz der hemmenden Zeitläufe haben die Verwaltungs- 
organe den Genossenschaftsgedanken in unsern Kreisen nicht 
nur auf dem frühern Niveau erhalten können, sondern sie haben 
denselben durch ihre Umsicht und ihre anerkannt gute Ge- 
schäftsführung noch zu vertiefen vermocht. Und wenn der 
Friede wieder in die Lande gezogen ist, so werden mit der 
Wiederbelebung unserer Verkaufslokale durch vermehrte Er- 
werbsmöglichkeiten und der Kaufkraft unserer österreichischen 
Nachbarn neues Leben und neue Erfolge im nächsten Berichte 
zu registrieren sein. 


Töss. (P-Korr.) Sonntag den 8. Dezember, nachmittags 
1% Uhr, fand im geräumigen Kronensaal in Töss die ordent- 
liche Genera!versammlung der Konsumgenossenschaft Töss 
statt. Rund 250 Genossenschafter und Genossenschafterinnen 
haben der Einladung Folge geleistet; an und für sich eine statt- 
liche Zahl und doch nur ein Siebentel der Gesamtmitgliedschait 
von 1750, 

Präsident Schuler, Bezirksanwalt, gab in seinem Eröffnungs- 
wort der Genugtuung Ausdruck, dass endlich der grosse Krieg 
vorüber sei, dass aber in den Völkern allüberall ein innerer 
Krieg gäre; eine neue Zeit sei im Entstehen begriffen. Als un- 
erwünschter Volksfeind habe die Grippe in unheimlicher Weise 
auch unsere Bevölkerung schwer heimgesucht, und jedermann 
hat den sehnlichsten Wunsch, dass diese Volkskrankheit endlich 
wieder verschwinden möchte. 

Nach der üblichen Wahl der Stimmenzähler und vorge- 
nommener Protokollabnahme konnte eingetreten werden auf 
das Hauptgeschäft: Rechnungsabnahme und Beschlussfassung 
über die Verwendung des Betriebsüberschusses. Aus der Rech- 
nung seien folgende Zahlen erwähnt. Der Gesamtumsatz be- 
trägt Fr. 1,257,101.—. Gegenüber dem Vorjahre ist eine Stei- 
gerung um Fr. 220,902.— oder 21,3% eingetreten. Am Gesamt- 
umsatz partizipieren: das Warengeschäft mit Fr. 891,128.— 
(Vorjahr Fr. 652,649.—), das Bückereigeschäft mit Fr, 178,164 
(227,315.—), das Weingeschäft mit Fr. 77,144.— (72,404.—), das 
Biergeschäft mit Fr. 4247.— (10,106.—), das Schuhwarengeschäft 
mit Fr. 74,665.— (54,520.—), das Haushaltungsartikelgeschäft 
mit Fr. 31,813.— (19,205.—). Von den 6 Betriebszweigen weisen 
2, Bäckerei- und Biergeschäft, aus allseitig bekannten Gründen 
eine Verminderung auf. Der Nettobetriebsüberschuss beziffert 
sich auf Fr. 82,454.68 gegen Fr. 67,283.93 im Vorjahre; die Un- 
kosten sind von Fr. 58,885.56 auf Fr. 73,821.26 angestiegen, in 
der Hauptsache herrührend von bedeutend vermehrten Zins- 
auslagen, welch letztere hinwiederum ihre Ursache in der durch 
die hohen Warenpreise bedingten grössern Kapitalinvestierung 
haben. Ohne Diskussion wurde die Rechnung genehmigt und 


auch die Verteilung des Nettoüberschusses im Sinne des Vor- 
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standsantrages beschlossen: Abschreibung auf Mobilien und De- 

bitoren Fr. 3170,30, statutarische Zuweisungen an Reservefonds 

Fr. 8000.— und an Unterstützungs- und Sterbekasse Fr. 6000.—, 

Rückvergütungssumme Fr. 58,200.— und Vortrag auf neue 

Rechnung Fr. 6883.07. Die Immobilien sind bereits auf die 

Assekuranzsumme abgeschrieben. Die Konsumationsrückvergü- 

tung beträgt 6% und wird in Waren ausgerichtet. Die durch- 

schnittliche Konsumationssumme pro Mitglied ist von Fr. 518.— 

im Vorjahre auf Fr. 590.80 in diesem Jahre angestiegen. An 12 

gemeinnützige Institutionen werden insgesamt Fr. 1600.— aus- 

gerichtet . Im Laufe des Jahres sind Fr. 4025.— an Uhnter- 
stützungen und Sterbebeiträgen ausgerichtet worden. 

Bei den Wahlen hatte die sozialdemokratische Partei Töss 
Stellung gegen ein bisheriges Vorstandsmitglied genommen,, und 
ihr Gegenkandidat wurde auch glatt gewählt, da dem bisherigen 
Mitgliede kein Befürworter erstanden war. Von den drei Rech- 
nungsrevisoren trat deren ältestes Mitglied nach 25jähriger 
Wirksamkeit zurück. Dessen Verdienste wurden vom Vor- 
sitzenden gebührend gewürdigt, und es sei dem Scheidenden 
auch an dieser Stelle ein silberner Kranz gewunden. Die übrigen 
Wahlen fielen im Sinne der Bestätigung aus. 

Ueber die Schweizerische Volksfürsorge, diese neueste 
Institution des V.S.K., referierte in klarer, prägnanter Weise 
Herr Fröhlich aus Winterthur, Mitglied des Verwaltungsrates 
der «Volksfürsorges. Es gelang ihm zweifelsohne auch, den 
Beweis zu erbringen, dass die «Volksfürsorge» ihren Namen 
vollauf verdient und demselben gerecht zu werden verspricht. 
Es ist mit diesem Unternehmen in die Domäne des Privatkapitals 
eine Bresche geschlagen. Mit sichtlichem Interesse haben die 
Anwesenden das Referat entgegengenommen und verdankt. Die 
Diskussion zeitigte den Beschluss, dass der Vorstand beauftragt 
wurde, zu prüfen, ob nicht eventuell an Stelle unserer Sterbe- 
kasse für die Mitglieder ein Kollektivversicherungsvertrag ab- 
geschlossen werden könnte. 

Unter «Mitteilungen» rückte der Vorstand, dessen Sprecher 
ee Schuler war, noch mit folgendem wichtigen Antrage 
auf: 

«Die ordentliche Generalversammlung der Konsumgenossen- 
schaft Töss und Umgebung vom 8. Dezember 1918, 

in Erwägung: 

1. dass die Vereinigung Winterthurs mit den umliegenden Ge- 
meinden in naher Aussicht steht. 

2. das Bestehen mehrerer nach gleichen Grundsätzen arbei- 
tender und dem gleichen Verbande angehörender Konsum- 
genossenschaften auf dem gleichen Wirtschaftsgebiete so- 
wohl vom Standpunkte eines rationellen Wirtschaftsbetriebes 
als auch vom Gesichtspunkte der genossenschaftlichen Ent- 
wicklung auf dem Gebiete der Eigenproduktion als unratio- 
nell und hemmend bezeichnet werden muss, 

beschliesst: 

«Der Vorstand wird beauftragt, sich mit den übrigen im 
Wirtschaftsgebiete von Winterthur und den umliegenden Ge- 
meinden bestehenden Konsumvereinen in Verbindung zu setzen 
behufs Anbahnung der Verschmelzung aller in Frage stehenden 
Konsumgenossenschaften zu einer einzigen Konsumgenossen- 
schaft von Winterthur und Umgebung, und zwar innert dem 
zur Vereinigung der Gemeinden in Aussicht genommenen 
Termin.» 

Orientierend sei unsern Lesern mitgeteilt, dass ein Ge- 
setzesentwurf betr. Vereinigung von Winterthur mit Aus- 
gemeinden Töss, Veltheim, Wülflingen, Oberwinterthur und Seen 
gegenwärtig vor dem zürcherischen Kantonsrat liegt und 
nächstes Frühjahr zur Volksabstimmung kommen wird. Die 
Vereinigung ist auf das Jahr 1922 vorgesehen. Eine sichere 
Prognose über die Annahme des Gesetzes möchte Schreiber 
dies nicht stellen, die Aussichten sind allerdings bedeutend 
günstiger als früher. Aber ganz abgesehen von dieser vorge- 
sehenen Vereinigung politischer Gemeinden ist die Frage der 
Fusion der Konsumgenossenschaften meiner Ansicht nach voll- 
ständig reif, Seit dem Jahre 1912, als Schreiber dies an der 


‘ damaligen Kampagne an der Spitze der Vereinigungsfreunde 


stand, ist die Gegnerschaft dieser Idee zweifelsohne kleiner ge- 
worden. Das geht auch daraus hervor, dass obiger Antrag mit 
übergrossem Mehr angenommen wurde. Damit hatte die Ver- 
sammlung einen würdigen Abschluss gefunden. 


UUDGEHHIBIELEHHEHIIEHHHEROHEHOHESUDE 


Verbandsnachrichten 


SBESDe00H0n® 


Auszug 
aus den Verhandlungen der Aufsichtsratssitzung 


vom 13.]14. Dezember 1918. 


Die Einstellung des Bahınverkehrs an Sonntagen 
hatte eine Verschiebung der letzten Quartalssitzur 
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des Jahres von Samstag und Sonntag auf Freitag und 
Samstag notwendig gemacht, infolge welcher Ver- 
schiebung einzelne Mitglieder des Aufsichtsrates an 
der Sitzung entweder gar nicht oder nur verspätet 
teilnehmen konnten. An der Sitzung vom 13. und 
14. Dezember 1918 fehlten die Herren E. Furrer und 
K. Frei, beide wegen Krankheit, Herr Prof. J.B. Ca- 
dotsch und Herr J. Huber wegen geschäftlicher Ver- 
hinderung, die Herren J. Baumgartner und F. Thomet 
trafen erst Freitag Nachts ein. Ausserdem fehlte 
Herr Duaime. 

Von den behandelten Traktanden seien folgende 
als von allgemeinerem Interesse erwähnt. 


1. Aenderung in der Protokoliführung des Aufsichts- 
rates. 


Mit Rücksicht darauf, dass ab 1. Dezember vom 
bisherigen Il. Departement alle Sekretariatsge- 
schäfte an die Kanzlei der Verwaltungskommission 
übergegangen sind, hat Herr H. Pronier als Proto- 
kollführer des Aufsichtsrates — wie übrigens Herr 
Dr. O. Schär in gleicher Eigenschaft beim Ausschusse 
— auf Ende des Jahres seine Demission eingegeben 
und unter Verdankung der geleisteten Dienste wurde 
diesen Entlassungsgesuchen stattgegeben. Zugleich 
wurde beschlossen, dass ab 1. Januar 1919 die Proto- 
kollführung des Aufsichtsrates — wie übrigens auch 
des Ausschusses — von der Kanzlei der Verwal- 
tungskommission besorgt werden sollte, wofür vor- 
aussichtlich jeweils entweder die Herren Zellweger 
oder Dr. E. Vischer in Betracht kommen werden. 


2. Definitive Anstellungen. 


An definitive Anstellungen, die in die Kompetenz 
des Aufsichtsrates fielen, wurden vorgenommen beim 
Präsidialdepartement und Zentralverwaltungskanz- 
lei der Verwaltungskommission Herr Dr. Eberhard 
Vischer, seit 1. Oktober 1918 provisorisch angestellt. 
Beim IH. Departement Herr E. Schneckenburger, 
Kellermeister in Pratteln, ebenfalls schon längere 
Zeit provisorisch tätig und beim V. Departement 
Herr Emil Gerber, Leiter der Abteilung für Woh- 
nungskunst, seit 1. April 1918 provisorisch tätig. 


3. Festsetzung der Besoldungen für das Jahr 1919. 


Nachdem diese Frage bereits in der letzten aus- 
serordentlichen Sitzung des Aufsichtsrates be- 
sprochen worden war, hatte die Verwaltungskom- 
mission auf Grund der damaligen Aussprache und 
nach Verhandlungen mit dem Personalausschuss und 
den verschiedenen Gewerkschaftsorganisationen iol- 
gende Normen für die Festsetzung der Besoldungen 
pro 1919 aufgestellt: 


1. Als Basis für die Festsetzung der Besoldungen 
für das Jahr 1919 dienen die in der Dienst- und 
Gehaltsordnung vom 29. November 1913 und 
dem Gesamtarbeitsvertrage vom gleichen Tage 
festgesetzten, bei den Klassen I, II und III um 
75% und bei den Klassen IV, V, VI, VII, VII und 
IX um 100% vermehrten Minimalbesoldungen. 


2. Die Minimalbesoldungen für das Jahr 1919 be- 
tragen demgemäss: 


Klasse I: Fr. 7875.— Prokuristen, Vorsteher des 
Laboratoriums und weitere leitende Funk- 
tionäre. 


Klasse Il: Fr. 7000.— 
Klasse III: Fr. 6300.— 


Adiunkten 1. Klasse. 
Adiunkten II. Klasse. 


Klasse IV: Fr. 5600.— Kommis I. Klasse, Be- 
triebsleiter, Redaktionsgehilfen. 

Klasse V: Fr. 4400.— Kommis II. Klasse, tech- 
nische Assistenten. 

Klasse VI: Fr. 3600.— Kommis III. Klasse, Ma- 
schinenschreiberinnen I. Klasse, Vorarbei- 
ter I. Kl. 

Klasse VII: Fr. 3600.— Vorarbeiter II. Klasse, 
Berufsarbeiter, Verkäuferinnen I. Klasse. 

Klasse VIII: Fr. 3360.— Verkäuferinnen Il. Kl, 
Magazinarbeiter, ungelernte Arbeiter, Ma- 
schinenschreiberinnen II. Klasse. 

Klasse IX: Fr. 2200.— Maschinenschreiberinnen 
III. Klasse, Büralgehilfen und Gehilfinnen, 
Packerinnen und Magazinarbeiterinnen. 


Unter Prokuristen sind nicht alle diejenigen, 
welche nach Beschluss der Verwaltungskommission 
und des Aufsichtsrates vom 21. September 1918 
unterschriitsberechtigt sind, verstanden. Die Pro- 
kuristen, gemäss diesem Beschluss, sind unter Klasse 
I, II, III und IV einzureihen. 


3. Bei den jungen Büralgehilfen, die im V.S.K. 
oder in andern Betrieben drei Jahre tätig waren, 
ist folgende Norm zu beachten: 


Jahrgang des Eintritts in den V.S.K. 


Alter im Jahre 1919 1914 oder vorher 1915 oder später 


20 2700.— 2400.— 
21 3000.— 2700.— 
22 3300.— 3000.— 
23 und mehr, sofern 

nicht Versetzung in 

Kl. VI erfolgen soll 3600.— 3300.— 


Büralgehilfen und Büralgehiliinnen unter 20 


Jahren: 

Eintritt in den V.S.K. 
1915 Fr. 2400.— 
1916 » 2100.— 
1917 » 1800.— 
1918 » 1500.— 


4. Die Entschädigung an neueintretende Büralge- 
hilfen und Büralgehilfinnen ist für die ersten drei 
Monate auf Fr. 50.— und für später auf Fr. 100.— 
festgesetzt. 


5. Männliche Aushilfsarbeiter werden mit Fr. 10.— 
und weibliche Aushilfsarbeiter mit Fr. 6.— per 
Tag entschädigt. 

An Putzfrauen wird Fr. —.70 per Stunde ver- 
gütet. 


6. Die Besoldung für das Personal, das im Jahre 
1918 im Verbande tätig war, wird in der Weise 
festgesetzt, dass zu dem gesamten Einkommen 
pro 1918 (ordentliche Besoldung plus Extrazu- 
lagen) eine Erhöhung von mindestens zwei 
ordentlichen Gehaltsstufen hinzugeschlagen 
wird, sofern die Stellung dies rechtfertigt und 
ein den heutigen Verhältnissen entsprechendes 
Maximum nicht überschritten wird. Bei den 
niedriger entlöhnten Arbeiterkategorien werden 
ordentlicherweise drei Gehaltsstufen bewilligt. 


7. Bei der Schuhfabrik bilden die Stundenlöhne, 
welche im Jahre 1918 ausgerichtet worden sind, 
die Grundlage. Auf denselben erfolgt eine Er- 
höhung von 50%. 


8. Den Angestellten, deren Arbeitsleistung nicht 
voll und ganz befriedigt, werden keine oder 
eventuell nur kleinere Gehaltszulagen bewilligt. 
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9, Nachdem zur Besoldung für das Jahr 1919 die 
im Jahre 1918 ausgerichteten Extrazulagen hin- 
zugerechnet und überdies ausserordentliche 
Gehaltserhöhungen bewilligt wurden, werden 
Extrazulagen für das Jahr 1919 nicht in Aus- 
sicht genommen, sofern nicht ganz ausseror- 
dentliche Verhältnisse eintreten sollten. 


10. Im Jahre 1919 werden die Beiträge des ge- 
samten Personals an die Versicherungsanstalt 
ganz zu Lasten des V.S.K. übernommen. 


11. Die für das Jahr 1918 geltenden Bestinimungen 
betreffend Ferien, Urlaub, Militärdienst, Mobili- 
sationsdienst bleiben auch pro 1919 in Krait. 


Diese Normen wurden vom Aufsichtsrate und 
vom Ausschuss je für die von ihnen festzusetzenden 
Besoldungen genehmigt und demgemäss die von der 
Verwaltungskommission vorgelegten Vorschläge für 
die einzelnen konkreten Ansätze gebilligt. 

Bezüglich der Norm zu Ziffer 7 ist zu erwähnen, 
dass, falls in der Schuhfabrik die 48stündige Arbeits- 
woche eingeführt wird, was voraussichtlich ab 
1. Januar 1919 der Fall sein wird, die mit einer Er- 
höhung von 50% kalkulierten Stundenlöhne noch- 
mals mit 4% erhöht werden müssen, um den Ar- 
beitern keinen Lohnausfall aus der Arbeitszeitver- 
kürzung erwachsen zu lassen. 


Zu Ziffer 10 ist zu bemerken, dass diese Ueber- 
nahme ausschliesslich nur für das Jahr 1919 erfolgt 
und dass pro 1920 und folgende Jahre ausdrücklich 
die Wiederherstellung der frühern Verpflichtung des 
Personals vorbehalten wird. 


4. Massnahmen der Verwaltungskommission wäh- 
rend des Protest- und Landesstreiks am 9. und 
12.—14. November 1918. 


Auf einen ausführlichen Bericht der Verwal- 
tungskommission hin werden die von letzterer an- 
lässlich des Protest- und Landesstreiks getroffenen 
Massnahmen und der Beschluss vom 15. November 
einstimmig gebilligt. Ein Antrag der Verwaltungs- 
kommission, in dieser Angelegenheit auch der Ge- 
samtheit der Verbandsvereine auf dem Wege des 
Zirkulationsbeschlusses zu einer Ansichtsäusserung 
Gelegenheit zu geben, wurde mit 10 gegen 6 Stim- 
men angenommen, hat jedoch damit das in $ 34 der 
Statuten vorgesehene erforderliche qualifizierte 
Mehr (14 von 21) nicht erreicht. Die Einholung eines 
Zirkulationsbeschlusses ist demgemäss unmöglich 
und es wird eventuell der nächsten ordentlichen De- 
legiertenversammlung vorbehalten bleiben, in dieser 
wichtigen Angelegenheit den Standpunkt der Ge- 
samtheit der Verbandsvereine kennen zu lernen. 


5. 48stündige Arbeitswoche. 


Die Verwaltungskommission wurde auf ihr An- 
suchen hin ermächtigt, im geeigneten Zeitpunkt die 
maximale Arbeitswoche in den Betrieben des V.S.K. 
auf 48 Stunden zü reduzieren und anlässlich dieser 
Reduktion die Stundenlöhne proportional zu erhöhen, 
dann nämlich, wenn die für den V.S.K. wesentlich 
in Betracht kommende Konkurrenz ebenfalls auf 
diese Arbeitszeit übergeht. In Betracht kommen für 
den Verband ausschliesslich nur die Lagerhaus- 
betriebe und die Schuhfabrik, in denen bisher noch 
50 resp. 51 Stunden pro Woche gearbeitet wurde, 
während in den übrigen Betrieben des V.S.K. die 
Maximalarbeitswoche von 48 Stunden schon lange 
erreicht, zum Teil überholt ist. 
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6. Herausgabe resp. Umwandlung bestehender Press- 
organe. 


Die V.K. wurde auf ihren Antrag hin ermäch- 
tigt, den seit 1902 zweisprachig herausgegebenen 
Warenbericht des V.S.K. vom 1. Januar 1919 an 
unter dem Titel «Bulletin des V.S.K.» erscheinen 
und verschiedene Aenderungen in der Herausgabe 
erfolgen zu lassen. Bis jetzt hat jeder Verbands- 
verein 1 Exemplar erhalten und weitere Exemplare 
sind auf begründetes Begehren hin jeweils zur Ab- 
gabe gelangt, so dass je nach diesen Verhältnissen 
Verbandsvereine mit gleich grossem Umsatz und 
gleicher Organisation eine selır verschiedene Zahl 
von Exemplaren bezogen. In Zukunit, d. h. ab 1. Ja- 
nuar 1919 sollen jedem Verbandsverein regelmässig 
2 Exemplare gratis zugestellt werden. Diejenigen 
Verbandsvereine, die gemäss $ 31 der Statuten: An- 
spruch auf mehr als 2 Delegierte haben, haben An- 
spruch auf Mehrlieferung des Warenberichtes in der 
Höhe der Zahl der Delegierten, und zwar gratis. 
Verbandsvereine, die mit diesen ihnen zustehenden 
Exemplaren nicht auskommen können oder glauben 
auskommen zu können, können weitere Exemplare 
abonnieren. Der Preis für diese Mehrlieferungen 
wird bis auf weiteres auf 30 Fr. pro Jahr und Exem- 
plar festgesetzt. Bis auf weiteres wird der Waren- 
bericht noch als Drucksache und nicht als Zeitung 
versandt werden. Sobald die einschränkenden Vor- 
schriften betreffend Papierverbrauch nicht mehr 
gelten, wird das Bulletin zum Abonnement für jeder- 
mann zum Preise von 30 Franken freigegeben 
werden. 


7. Bestimmung von Art und Zeit für die ordentliche 
Delegiertenversammlung pro 1919. 


Auf den Bericht der Verwaltungskommission 
hin, dass einerseits Ort und Zeit für die Delegierten- 
versammlung pro 1919 festgesetzt werden sollte, 
dass anderseits jedoch wegen der eingeschränkten 
Bahnverbindungen und wegen der vielerorts beste- 
henden Versammlungsverbote infolge der Grippe 
ein definitiver Antrag noch nicht gestellt werden 
könne, wurde die Verwaltungskommission ermäch- 
tigt, von sich aus das Notwendige vorzukehren und 
im gegebenen Moment Ort und Zeit festzusetzen. 
Immerhin wird der Wunsch ausgedrückt, dass bei 
den heutigen Fahrpreisen und den schlechten Bahn- 
verbindungen die Delegiertenversammlung pro 1919 
nicht allzu peripherisch angeordnet werde, dass z.B. 
der Kanton Tessin und andere Grenzkantone pro 
1919 nicht in Betracht kommen sollten. In Vorschlag 
kamen Ortschaften wie Luzern, Interlaken, Baden 
und Olten, alles Orte, die entweder an einer Haupt- 
linie gelegen sind oder genügend Unterkunftsgelegen- 
heit bieten, wobei die notleidende Hotelerie etwas 
unterstützt werden könnte. Die Verwaltungskommis- 
sion wird auf Grund der Ermächtigung die Frage 
nun im Auge behalten. 


Umsatz November 1918. 
Der Umsatz des V.S.K. belief sich im No- 
vember 1918 auf 


Fr. 9,064,286.51. 


Die Vermehrung gegenüber dem entsprechenden 
a des Vorjahres beträgt Fr. 298,386.98 oder 
3,4%. 


Redaktionsschluss: 19. Dezember 
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schuhwaren 


eigenen Schuhfabrik 


werden von den Genossensthaftsfamilien allen andern vorgezogen. 
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und werden unter guten Arbeits- 
verhältnissen hergestellt. 
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Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


Koniokorreni-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, jederzeit verfügbar, ohne Provisions- 
berechnung, zu 


Die Verzinsung der Ein- 
lagen beginnt mit dem auf 
"Va On die Einzahlung folgenden 
Werktag und endigt am 
Tage vor derRückzahlung 


in Depositen-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, in der Regel auf 60 Tage kündbar, zu 


50 


gegen Obligationen 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 

Drittpersonen, je nach Wunsch, auf den Namen oder 

Inhaber lautend und auf ein, drei oder fünf- Jahre 
fest, mit halbjährlichen Zinscoupons, zu 


5% 
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